
Vertrag für die Geschäftsführung (hauptberuflich)
Geschäftsführungsvertrag für eine hauptberufliche Tätigkeit
Vertrag
zwischen
der [Gesellschaft],
(im Folgenden "Gesellschaft" genannt),
vertreten durch die [alleinige] Gesellschafterin,
die [Freie Hansestadt Bremen/die Stadtgemeinde Bremen]
diese wiederum vertreten durch die Person, die den Vorsitz des Aufsichtsrates innehat,
[Name_AR-Vorsitz]
und
 [Name_GF],
geboren am [Geburtsdatum], wohnhaft in [Wohnsitz],
über die Tätigkeit als Mitglied der Geschäftsführung


§ 1	Funktion und Tätigkeitsfeld

I. [Name_GF] wird durch Gesellschafterbeschluss mit Wirkung vom [Datum_Bestellungsbeschluss] zum Geschäftsführungsmitglied bestellt.

II. Die Geschäftsführung der Gesellschaft besteht zurzeit aus [Anzahl] Mitgliedern. [Das weitere Mitglied/Die weiteren Mitglieder] der Geschäftsführung [hat/haben] die [Art der Geschäftsleitung, z. B. kaufmännisch, technisch] Leitung inne /oder: [Name_GF] vertritt die Gesellschaft allein.

III. [Name_GF] gehört der Geschäftsführung als ordentliches Mitglied an. [Name_GF] wird die [Art der Geschäftsleitung, z. B. kaufmännisch, technisch] Leitung der Gesellschaft übertragen.


§ 2	Aufgabenwahrnehmung und Pflichten

I. [Name_GF] verpflichtet sich zur gewissenhaften Erfüllung der Dienstpflicht nach Maßgabe der Gesetze, des jeweils gültigen Gesellschaftsvertrages, der Geschäftsanweisung für die Geschäftsführung (sofern vorhanden) und der Beschlüsse der Gesellschafterversammlung und des Aufsichtsrates.

II. [Name_GF] verpflichtet sich, bis zum [Fristende] den Mittelpunkt der Lebensführung in das Bundesland Bremen zu verlegen.

III. [Name_GF] hat der Gesellschaft die volle Arbeitskraft zur Verfügung zu stellen. Arbeitszeit und -ort richten sich nach den Erfordernissen der Gesellschaft.

IV. Nebentätigkeiten bedürfen der vorherigen Zustimmung (mindestens in Textform) der Person, die den Vorsitz des Aufsichtsrates innehat. Das gilt auch für den Eintritt in den Vorstand, Aufsichtsrat oder ein anderes Organ oder Gremium einer anderen Gesellschaft oder eines sonstigen Unternehmens, auch wenn die Gesellschaft hieran beteiligt ist.
Nebentätigkeiten, die auf Wunsch Bremens (Land oder Stadtgemeinde) übernommen werden, sind der Person, die den Vorsitz des Aufsichtsrates innehat, unverzüglich anzuzeigen.

V. [Name_GF] darf im Geschäftszweig der Gesellschaft weder für eigene noch für fremde Rechnung Geschäfte tätigen. [Name_GF] wird sich für die Dauer dieses Vertrages nicht an einem Unternehmen beteiligen, das mit der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen in Wettbewerb steht oder in wesentlichem Umfang Geschäftsbeziehungen mit ihr unterhält. Anteilsbesitz, der keinen Einfluss auf die Organe des entsprechenden Unternehmens ermöglicht, gilt nicht als Beteiligung. Ausnahmen bilden insoweit auch Publikumsgesellschaften.

VI. [Name_GF] ist verpflichtet, über alle im Rahmen der Tätigkeit für die Gesellschaft zur Kenntnis gelangenden geschäftlichen Angelegenheiten, insbesondere Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, auch nach Ablauf dieses Vertrages Stillschweigen gegenüber jedermann zu bewahren. Die Verschwiegenheitspflicht erstreckt sich nicht auf solche Kenntnisse, die Dritten außerhalb der Gesellschaft zugänglich sind oder deren Weitergabe für die Gesellschaft ersichtlich ohne Nachteil ist. Im Zweifelsfall ist das Geschäftsführungsmitglied verpflichtet, eine Weisung der Gesellschafterin einzuholen, ob eine bestimmte Tatsache vertraulich zu behandeln ist.
Den Mitgliedern des Aufsichtsrates und der Gesellschafterin sind alle gewünschten Auskünfte im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen zu erteilen.

VII. [Name_GF] hat alle Schriftstücke, Abschriften, Kopien, Datenträger etc., die sich mittelbar oder unmittelbar auf die Tätigkeit für die Gesellschaft beziehen, während der Dauer dieses Vertrages sorgfältig aufzubewahren, vor jeder unbefugten Einsichtnahme zu schützen und jederzeit auf Anforderung der Gesellschaft vollständig herauszugeben.

VIII. Für Erfindungen, die [Name_GF] während der Dauer dieses Vertrages macht, gelten die Vorschriften des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen in der jeweiligen Fassung entsprechend. Die Verwendung von technischen oder organisatorischen Verbesserungsvorschlägen von [Name_GF] steht ohne gesonderte Vergütung stets der Gesellschaft zu.


§ 3	Vergütung

I. [Name_GF] erhält ein Bruttojahresgehalt in Höhe von [Betrag_Festgehalt] EUR, zahlbar in zwölf monatlichen Teilbeträgen jeweils zum Ende eines Monats[footnoteRef:2]. Mit dem vereinbarten Einkommen sind sämtliche Leistungen einschließlich eventueller Mehrarbeit abgegolten. [2: 	Bei unterjähriger Aufnahme der GF-Tätigkeit soll die Vergütung zeitanteilig für den Zeitraum der Tätigkeit der im jeweiligen Kalenderjahr bemessen werden.] 


II. Zusätzlich erhält [Name_GF] eine erfolgsabhängige Bruttojahresprämie (Tantieme) von bis zu [Betrag_Variable Vergütung] EUR. Die Voraussetzungen für die Gewährung der jeweiligen Jahresprämie sowie Regelungen zu Verfahren und Fälligkeit werden in gesonderten jährlich im Voraus abzuschließenden Tantiemeregelungen festgelegt.
Für Zeiten einer unwiderruflichen Freistellung, entweder nach Ausspruch einer Kündigung, gleich von welcher Seite diese erklärt wurde, oder nach einer Beendigung des Amtes als Geschäftsführungsmitglied besteht kein Anspruch auf Zahlung einer Tantieme. Der Anspruch vermindert sich in diesem Fall pro rata temporis. Scheidet [Name_GF] vor dem Ende des für die Zahlung der Jahresprämie maßgeblichen Geschäftsjahres aus den Diensten der Gesellschaft aus oder liegt eine länger als drei Monate dauernde Dienstunfähigkeit im Sinne des § 3 Abs. V vor, so vermindert sich die Tantieme ebenfalls pro rata temporis. Dasselbe gilt für ein Rumpfgeschäftsjahr bei Eintritt in den Dienst der Gesellschaft.

III. Weitere Zahlungen, wie z. B. Weihnachts- oder Urlaubsgeld, erfolgen nicht.

IV. Das Jahresgesamtgehalt beinhaltet eine Abgeltung für den Verzicht auf eine betriebliche Altersversorgung.

V. Im Falle unverschuldeter Dienstunfähigkeit infolge Erkrankung stehen [Name_GF] für die Dauer von drei Monaten, längstens aber bis zum Ende dieses Vertrages, die Bezüge nach § 3 Abs. I zu. Etwaige aufgrund der Erkrankung von den Trägern der gesetzlichen Krankenkasse oder einer privaten Krankenversicherung oder einer Unfallversicherung gewährte Leistungen werden auf die Bezüge nach § 3 Abs. I angerechnet. Schadensersatzansprüche gegen Dritte tritt [Name_GF] in Höhe der geleisteten Fortzahlung der Bezüge an die Gesellschaft ab. 
Eine Dienstunfähigkeit ist der Person, die den Vorsitz des Aufsichtsrates innehat, unverzüglich anzuzeigen. Übersteigt die Dienstunfähigkeit einen Zeitraum von drei (3) Tagen, ist der Person, die den Vorsitz des Aufsichtsrates innehat, eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen.

VI. [Name_GF] stimmt zu, dass dieser Vertrag nebst allen Änderungen und Nebenabreden [sowie die Tantiemevereinbarung] den mit der Beteiligungssteuerung befassten Dienststellen, dem bremischen Senat, dem Rechnungshof sowie auf begründete Anforderung im Einzelfall der Bremischen Bürgerschaft einschließlich ihrer Ausschüsse zur Verfügung gestellt werden.


§ 4 Mobilitätsbudget

I. Die Gesellschaft gewährt [Name_GF] für die Dauer dieses Vertrages ein monatliches Mobilitätsbudget zur privaten Nutzung in Höhe von 400 EUR (brutto), welches für folgende Mobilitätsangebote bzw. Mobilitätsleistungen genutzt werden kann: ÖPNV, Bahn, Carsharing und Dienstfahrrad/Pedelec/Gleichartiges o. ä. Die Gesellschaft kann [Name_GF] hierbei Leistungen für Mobilitätsangebote bis zu einem Wert von 400 EUR (exklusive Mehrwertsteuer) zur Verfügung stellen. Wird dieses Angebot von [Name_GF] nicht genutzt, wird der Betrag in Höhe des nicht genutzten Wertes als Bruttozahlung im Rahmen der Gehaltsabrechnung (wahlweise monatlich oder nach Ablauf eines Jahres) ausgezahlt.

II. Der Anspruch auf Gewährung des Mobilitätsbudgets besteht nicht für Zeiten einer länger als drei Monate dauernden Dienstunfähigkeit im Sinne des § 3 Abs. V sowie für Zeiten einer unwiderruflichen Freistellung - entweder nach Ausspruch einer Kündigung, gleich von welcher Seite diese erklärt wurde, oder nach einer Beendigung des Amtes als Geschäftsführungsmitglied.

III. Eventuelle Steuern für diesen geldwerten Vorteil sind von [Name_GF] zu tragen.





§ 5	Geld oder Sachbezüge von Dritten

I. [Name_GF] darf in Zusammenhang mit der Tätigkeit als Geschäftsführungsmitglied weder für sich noch für andere Personen von Dritten Zuwendungen oder sonstige Vorteile fordern oder annehmen oder Dritten ungerechtfertigte Vorteile gewähren. Jegliche Versuche der Zuwendung durch Dritte sind der Gesellschafterin unverzüglich schriftlich anzuzeigen.

II. Erhält [Name_GF] auf Grund der Tätigkeit für die Gesellschaft personengebundene Rabatte oder Vergünstigungen, die einkommensteuerlich als Arbeitslohn von Dritten zu behandeln wären, ist [Name_GF] verpflichtet, das Geld oder die Sachbezüge der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen. Dies gilt auch für Aufsichtsratsvergütungen durch Gesellschaften, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist.


§ 6	Reisekosten

I. [Name_GF] werden die Kosten des Umzugs nach Bremen aus Anlass dieses Dienstvertrages im Rahmen des geltenden Umzugskostenrechts des bremischen öffentlichen Dienstes erstattet. / alternativ: Entfall falls GF bereits in Bremen/ Umland wohnt oder explizite Regelung: „Die Kosten des Umzugs werden nicht erstattet.“

II. Für im Interesse der Gesellschaft notwendige Geschäftsreisen erhält [Name_GF] Reisekosten, Tage- und Übernachtungsgelder nach den für den bremischen öffentlichen Dienst geltenden Bestimmungen.

III. Geschäftsreisen bedürfen der Zustimmung der Person, die den Vorsitz des Aufsichtsrates innehat. Für Geschäftsreisen im Inland, welche die Dauer von drei (3) Tagen nicht überschreiten, gilt diese Zustimmung generell als erteilt.


§ 7	Urlaub

I. [Name_GF] hat Anspruch auf bezahlten Urlaub im Umfang von 30 Tagen je Kalenderjahr. Tage im Sinne dieser Regelung sind alle Kalendertage mit Ausnahme von Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen.

II. Beginnt oder endet das Anstellungsverhältnis im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der Erholungsurlaub zeitanteilig für die Laufzeit des Anstellungsverhältnisses gewährt.

III. Der Urlaubstermin ist unter Berücksichtigung der Erfordernisse der geschäftlichen Belange mit den weiteren Mitgliedern der Geschäftsführung (sofern vorhanden) abzustimmen. Die Person, die den Vorsitz des Aufsichtsrates innehat, wird hierüber informiert.

IV. Mit Zustimmung der Person, die den Vorsitz des Aufsichtsrates innehat, ist eine Übertragung von bis zu 10 Urlaubstagen auf das nachfolgende Kalenderjahr möglich. Der Urlaub muss in diesem Fall bis zum 31.03. genommen werden. Andernfalls verfällt er.

V. Eine finanzielle Abgeltung des Urlaubsanspruchs bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses ist ausgeschlossen.






§ 8	Versicherungsleistungen

I. Die Gesellschaft leistet den Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung entsprechend den jeweils geltenden gesetzlichen Regelungen. Soweit [Name_GF] eine private Kranken- und Pflegeversicherung abgeschlossen hat, erstattet die Gesellschaft wie bei der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung den danach auf sie entfallenden gesetzlich vorgesehenen Anteil, maximal jedoch bis zur jeweiligen gesetzlichen Bemessungsgrenze, als Berechnungsbasis.

II. Sofern die Gesellschaft eine Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung (D & O-Versicherung) unterhält, schließt die Gesellschaft [Name_GF] in diese Versicherung mit ein, so dass [Name_GF] im Falle der Inanspruchnahme von Dritten oder von der Gesellschaft wegen der bei Ausübung der Tätigkeit begangener Pflichtverletzungen im bestehenden Rahmen mitversichert ist. Die Gesellschaft ist berechtigt, die jeweilige D & O-Versicherung für die Geschäftsführung zu ändern, auch ohne dass dies der Zustimmung von [Name_GF] bedarf. Es kann dabei auch ein Selbstbehalt im üblichen Rahmen vorgesehen sein bzw. werden.


§ 9	Vertragsdauer und Beendigung[footnoteRef:3] [3: 	Sofern während der Laufzeit dieses Vertrages absehbar ist, dass eine Rechtsformänderung der Gesellschaft eintreten könnte, ist eine entsprechende Klausel mit dem Zentralen Beteiligungsmanagement bei der Senatorin/dem Senator für Finanzen abzustimmen.] 


I. Dieser Vertrag wird mit Wirkung zum [Datum_Vertragsbeginn] für die Dauer von XX Jahren geschlossen, d. h bis zum xx.xx.20xx.

Alternativ:    I.	Dieser Vertrag wird mit Wirkung zum [Datum_Vertragsbeginn] unbefristet geschlossen. Er kann mit einer ordentlichen Kündigungsfrist von XX Monaten zum jeweiligen Quartalsende gekündigt werden.

II. Die ersten sechs Monate der Tätigkeit als Geschäftsführungsmitglied gelten als Probezeit. Während der Probezeit kann dieser Vertrag beiderseits mit einer Frist von einem Monat zum Monatsende gekündigt werden.[footnoteRef:4] [4: 	Entfällt bei Folgeverträgen.] 


III. Unabhängig von den Regelungen nach § 9 Abs. I endet dieser Vertrag bei Erreichen des gesetzlichen Rentenalters durch [Name_GF] mit Ablauf des Monats, in dem das gesetzliche Rentenalter erreicht wird.

IV. Unabhängig von den Regelungen nach § 9 Abs. I und II endet dieser Vertrag mit Ablauf des Monats, in dem der Bescheid eines Rentenversicherungsträgers oder einer vergleichbaren Versorgungseinrichtung zugestellt wird, wonach [Name_GF] voll oder teilweise erwerbsgemindert ist. [Name_GF] hat die Person, die den Vorsitz des Aufsichtsrates innehat, und das Zentrale Beteiligungsmanagement bei der Senatorin/dem Senator für Finanzen unverzüglich von einem solchen Bescheid zu unterrichten. Beginnt die Rente oder eine vergleichbare Leistung erst nach der Zustellung des Rentenbescheides, endet dieser Vertrag mit Ablauf des dem Rentenbeginn vorangehenden Tages.

V. Die Gesellschaft ist jederzeit, insbesondere nach einer Beendigung des Amtes als Geschäftsführungsmitglied, berechtigt, [Name_GF] von der Verpflichtung zur Dienstleistung freizustellen. Für die Zeit einer unwiderruflichen Freistellung, entweder nach Ausspruch einer Kündigung, gleich von welcher Seite diese erklärt wurde, oder nach einer Beendigung des Amtes als Geschäftsführungsmitglied, besteht kein Anspruch auf Tantieme (vgl. § 3 Abs. II) und auf ein Mobilitätsbudget (vgl. § 4 Abs. II). Die sonstigen gegenseitigen Ansprüche aus diesem Vertrag bleiben von der Freistellung unberührt, soweit in diesem Vertrag keine anderweitige Regelung getroffen ist.

VI. Eine Vertragsbeendigung im beiderseitigem Einvernehmen oder durch Kündigung aus wichtigem Grund (§ 626 BGB) bleibt unberührt.

VII. Jede Kündigung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.



§ 10	Option zur Vertragsverlängerung (entfällt bei unbefristeten Verträgen)

1. Rechtzeitig vor Vertragsende gemäß § 9 Abs. I - in der Regel nicht mehr als zwölf Monate vor Ablauf des Anstellungsvertrages - stimmen sich die Person, die den Vorsitz des Aufsichtsrates innehat, und [Name_GF] über eine mögliche Verlängerung des Anstellungsvertrages ab.

Die Konditionen einer solchen Verlängerung bedürfen der vorherigen Abstimmung mit der Senatorin/dem Senator für Finanzen (Zentrales Beteiligungsmanagement).

1. Eine Verlängerung ist nur für jeweils fünf Jahre zulässig. Die Verlängerung unterliegt den selben Schriftformerfordernissen wie der Vertrag selber und bedarf gleichfalls der Mitzeichnung der Senatorin/des Senators für Finanzen (Zentrales Beteiligungsmanagement).


§ 11	Niederlegung von Ämtern und Funktionen / Herausgabeverpflichtungen bei Freistellung oder Vertragsbeendigung

I. [Name_GF] ist im Fall einer unwiderruflichen Freistellung nach § 9 Abs. V sowie bei Beendigung dieses Vertrags verpflichtet, im Interesse der Gesellschaft übernommene außerbetriebliche Ämter und Funktionen niederzulegen.

II. [Name_GF] hat der Gesellschaft im Fall einer unwiderruflichen Freistellung nach § 9 Abs. V sowie bei Beendigung des Vertrages das gesamte geschäftliche Material einschließlich eines etwa überlassenen Dienstfahrrads/Dienstpedelecs unverzüglich und ohne weitere Aufforderung am Sitz der Gesellschaft zu übergeben. 
Ein Zurückbehaltungsrecht an solchen Unterlagen oder Gegenständen einschließlich eines Dienstfahrrads/Dienstpedelecs steht [Name_GF] aus keinem Rechtsgrund zu.
Im Übrigen hat [Name_GF] dafür Sorge zu tragen, dass vertragliche Bindungen zu Mobilitätsangeboten (wie z. B. Nahverkehrsticket/Bahncard/Carsharing) bei Beendigung dieses Vertrages ohne weitere Aufforderung ebenfalls enden.



§ 12	Ausschlussklausel

I. Ansprüche aus diesem Vertrag müssen innerhalb von drei Monaten nach ihrer Fälligkeit in Textform gegenüber der anderen Vertragspartei geltend gemacht werden, ansonsten verfallen sie.

II. Lehnt eine Vertragspartei den Anspruch in Textform ab oder erklärt sie sich nicht innerhalb von zwei Wochen nach der Geltendmachung des Anspruches, so verfällt der Anspruch, wenn er nicht innerhalb einer weiteren Frist von drei Monaten nach der Ablehnung oder nach Fristablauf gerichtlich geltend gemacht wird.

III. Die Ausschlussfristen gelten nicht für unverzichtbare Ansprüche, die kraft Gesetzes der Regelung durch Ausschlussfristen entzogen sind (z. B. gemäß AEntG, MiLoG, PflegeArbbV, BetrVG, TVG). Die Ausschlussfristen gelten auch nicht für Ansprüche, die auf einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit bzw. auf vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzungen der Gesellschaft oder des Geschäftsführungsmitglieds beruhen und auch nicht für Ansprüche wegen eines Verstoßes des Geschäftsführungsmitglieds gegen § 43 Abs.  I bis III GmbHG.



§ 13	Schlussbestimmungen

I. Besteht bei der Gesellschaft kein Aufsichtsrat, werden alle Aufgaben und Befugnisse, die nach diesem Vertrag der Person zugeordnet sind, die den Vorsitz des Aufsichtsrates innehat, von der Person wahrgenommen, die den Vorsitz der Gesellschafterversammlung innehat. Entsprechend sind alle Erklärungen gegenüber dieser Person abzugeben bzw. ist ihre Zustimmung einzuholen. Insbesondere ist die Person, die den Vorsitz der Gesellschafterversammlung innehat, zu allen Rechtsgeschäften befugt, die nach diesem Vertrag der Person obliegen, die den Vorsitz im Aufsichtsrat innehat.

II. Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Vorlage eines eintragungsfreien Auszugs aus dem Bundeszentralregister, des positiven Untersuchungszeugnisses durch den amts- oder betriebsärztlichen Dienst, der Bestätigung solider Finanzverhältnisse über eine Wirtschaftsauskunftei, der Vorlage der Eigenerklärung zur Straffreiheit sowie der Angaben zum Background-Screening.[footnoteRef:5] [5: 	Dies ist nur bei erstmaligem Vertragsschluss erforderlich und falls das Geschäftsführungsmitglied nicht bereits im Bremischen öffentlichen Dienst beschäftigt war.] 


III. Individuell abweichende Vereinbarungen sind grundsätzlich möglich, sie bedürfen ebenso wie sonstige Änderungen, Ergänzungen und Nebenabreden zu diesem Vertrag zu ihrer Wirksamkeit jedoch stets der Schriftform. Dieses Formerfordernis kann nicht durch mündliche Vereinbarung außer Kraft gesetzt werden. Jede Änderung, Ergänzung oder Nebenabrede zu diesem Vertrag bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Senatorin/des Senators für Finanzen.
Für andere einseitige Erklärungen von [Name_GF] ist die Textform ausreichend.

IV. [bookmark: _GoBack]Dieser Vertrag wird dreifach ausgefertigt. Jede Vertragspartei sowie die Senatorin/der Senator für Finanzen als zuständige Stelle für Geschäftsführungsverträge erhalten jeweils eine Ausfertigung dieses Vertrages.

V. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder ihre Rechtswirksamkeit später verlieren, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, die unwirksame Bestimmung durch eine wirksame Bestimmung zu ersetzen, die den mit der unwirksamen Bestimmung angestrebten wirtschaftlichen Erfolg in gesetzlich zulässiger Weise soweit wie möglich erreicht.




Bremen, den [Datum]
	
	
	

	[Name]
	
	[Name_GF]

	Vorsitzende/Vorsitzender [des Aufsichtsrates
der [Gesellschaft]
	
	

	
	
	







Einverstanden:

Bremen, den [Datum]

	[Freie Hansestadt Bremen/Stadtgemeinde Bremen]
	
	

	Senatorin/Senator für Finanzen
Zentrales Beteiligungsmanagement
Im Auftrag
	
	

	
____________________________
	
	

	[Name]
	
	

	(Dienstgrad)
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